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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Der Bundesrat entwarf einen direkten Gegenvorschlag zur Volksinitiative „Für die
Stärkung der Volksrechte in der Aussenpolitik (Staatsverträge vors Volk)“. Die Initiative
fordert eine erhebliche Ausweitung des obligatorischen Referendums bei
völkerrechtlichen Verträgen, die eine multilaterale Rechtsvereinheitlichung in wichtigen
Bereichen nach sich ziehen, welche die Schweiz zur Übernahme rechtsetzender
Bestimmungen verpflichten, welche die Rechtssetzungszuständigkeit in wichtigen
Bereichen an ausländische oder internationale Institutionen übertragen, oder welche
Ausgaben von über CHF 1 Mrd. oder wiederkehrende Ausgaben von mehr als CHF 100
Mio. evozieren. In seinem direkten Gegenvorschlag präzisiert der Bundesrat den Begriff
„wichtiger Bereich“. Er anerkennt das Anliegen der Optimierung des
direktdemokratischen Instrumentariums für die Aussenpolitik. Eine Erweiterung der
Einbindung von Volk und Ständen solle jedoch lediglich bei Abkommen mit grosser
Tragweite und Bedeutung ins Auge gefasst werden. Die Regierung beantragte deshalb
ein obligatorisches Referendum dann anzuwenden, wenn Staatsverträge abgeschlossen
werden, denen Verfassungsrang zukommt. 1

DIREKTER GEGENVORSCHLAG ZU
VOLKSINITIATIVE
DATUM: 01.10.2010
MARC BÜHLMANN

2010 hatte der Bundesrat einen direkten Gegenvorschlag zur Volksinitiative „Für die
Stärkung der Volksrechte in der Aussenpolitik (Staatsverträge vors Volk)“ vorgelegt.
Das Volksbegehren will, dass aussenpolitische Verträge in wichtigen Bereichen sowie
völkerrechtliche Verträge mit einmaligen Ausgaben von mehr als CHF 1 Mrd. oder
wiederkehrenden Kosten von mehr als CHF 100 Mio. jährlich dem obligatorischen
Referendum unterstellt werden. In ihrem Gegenvorschlag schlug die Regierung vor,
lediglich jene Staatsverträge obligatorisch der Stimmbevölkerung vorzulegen, die
Verfassungsrang haben. Im Berichtsjahr diskutierten die Räte über Initiative und
Gegenvorschlag. In der grossen Kammer verlief die intensive Diskussion zwischen der
SVP und den restlichen Fraktionen. Einigkeit herrschte hinsichtlich der zunehmenden
Bedeutung der Aussenpolitik und der Notwendigkeit einer entsprechenden Anpassung
der direkten Demokratie. Der Mehrheit des Nationalrates ging die Initiative aber zu
weit. In der Folge unterstützte die grosse Kammer den Gegenvorschlag des Bundesrates
und empfahl die Initiative zur Ablehnung. Im Ständerat wurde dann jedoch Nicht-
Eintreten auf die Debatte um den Gegenvorschlag und ebenfalls Ablehnung der
Initiative beschlossen. Die grosse Kammer, an die das Geschäft somit zurückging, folgte
diesem Beschluss in der neuen Legislatur. Somit wird 2012 nur die Initiative zur
Abstimmung gelangen. Zur Frage der Vereinbarkeit von direkter Demokratie und
Übernahme des EU-Rechts siehe auch die abgelehnte Motion der SP-Fraktion
(11.3434). 2

DIREKTER GEGENVORSCHLAG ZU
VOLKSINITIATIVE
DATUM: 23.12.2011
MARC BÜHLMANN

1) BBl, 2010, S. 6963 ff.; NZZ, 30.6.10.
2) BRG 10.090: AB NR, 2011, S. 669 ff., S. 2084 ff. und S. 2281, AB SR, 2011, S. 844 ff. und S. 1308; Presse vom 14.4. und
20.10.11.
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